1
1

1I.
Wirtschaftspolitik


1.
Ordungspolitik/ Wettbewerbspolitik
1
2.
Strukturpolitik

1
3.
Stabilitätspolitik / konzertierte Aktion
2

2.1 Preisniveaustabilität
3

2.3
Außenwirtschaftliches  Gleichgewicht
5
II  Geldpolitik


8
1.
Die Aufgaben der ZB
8
2.
Die Strategie der ZB
8
3.
Die Maßnahmen der ZB
8
3.1
Mindestreservenpolitik
9
3.2 
Refinanzierungspolitik
9
3.3 
Offenmarktpolitik
10
III. Fiskalpolitik


12
IV  Konjunktur


15


I.
Wirtschaftspolitik

Ist die bewußte und planmäßige Einflußnahme auf das Wirtschaftsgeschehen, um gewünschte Ziel zu realisieren. Eine Marktwirtschaft (ein sich selbst steuerndes System) bedarf, wie jede andere Wirtschaft auch, der wirtschaftspolitischen Gestaltung. In der Wirtschaftspolitik werden drei wesentliche Bereiche unterschieden: die Ordungspolitik, die Struktupolitik  und die Stabilitätspolitik. Träger der Wirtschaftspolitik sind Staat (Fiskalpolitik), ZB (Geldpolitik) und die Tarifparteien ( Lohnpolitik).

1. Ordnungspolitik/ Wettbewerbspolitik

Die Ordnungspolitik sorgt für eine angemessene Arbeitsweise der marktwirtschaftlichen Abläufe. Im Mittelpunkt steht hier die Wettbewerbspolitik. Sie zielt darauf ab, Beschränkungen der Handlungs- und Entscheidungsfreiheit des Wettbewerbs, die durch einzelne Marktteilnehmer verursacht werden, zu bekämpfen. Beschränkungen können durch die Bildung von Kartellen, Konzernen, Fusionen etc. bewirkt werden. (näheres dazu unter Markt/Wettbewerb)

2. Strukturpolitik

Wirtschaftliche, technische und soziale Wandlungsprozesse in den Wirtschaftsbereichen und Wirtschaftsregionen bedürfen der Eingriffe durch den Staat ( Sektorale und regionale Strukturpolitik.) Die Strukturpolitik ist umstritten, da der staatliche Eingriff die Dynamik des Marktes unterbindet.
Ursachen
Instrument der sektoralen SPolitik
Instrumente der regionalen SPolitik
· 
· Wachstum der Bevölkerung

· Arbeitsteilung

· Einkommensverteilung

· Qualifikation der AN und U

· Technischer Fortschritt

· Rationalisierung

· Zunehmender Kapitaleinsatz

= Wirtschaftswachstum führt zum Strukturwandel

Wandel der Bedarfsstruktur 

( Bedarf an Waren, Dienstleistung, etc., Wandel des Konsumverhaltens) 

Wandel der Produktionstruktur
( Prozeßverbesserungen, andere Rohstoffe, neues Güter/Dienstleistungsangebote, Änderung des U Verhaltens)


Staat greift in den Wirtschaftsprozeß ein, um den Schrumpfungsprozeß in bestimmten Branchen für die Beschäftigte zu erleichtern 

· Mindestpreise die über dem Gleichgewichtspreis liegen werden  bei einem Angebotsüberhang  festgesetzt (Landwirtschaft – Butterberg)

· Staatliche Absatzgarantien, Einfuhrkontingente, Eindämmung der Substitutionsgüter ( Heizölsteuer wegens der Kohle)

· Klassisches Instrument:

· Steuervergünstigungen oder Finanzhilfen 

· Rationalisierungshilfen (Forschung/Entwicklung für zukunftsträchtige U und rückläufige U)

· Umstellungskredite 

( Klein-Mittlere Betriebe)

·  Hilfen zur Beseitigung von Überkapazitäten

 ( Kohle, Landwirtschaft)

  um die Branche zu erhalten, die Produktivität zu fördern, an die Änderungen anzupassen.
· Problemregionen

· Osten (Infrastruktur)

· Strukturschwache, ländliche Gebiete

· Ungenutzte PF sollen mobilisiert werden, indem günstigere Bedingungen geschaffen werden.

· Grundstückspreise(
· Übernahme von Lohnkosten für eine best Zeit

· Zuschüsse für Invest

· Preisgünstigere Energie (Strom, Wasser, etc.)

· Abschreibungserleichterungen /Steuervergünstigungen

· Transportkosten (
· Bezugskosten (
Ziel:

Standortnachteile ausgleichen durch Kostensenkung

Keine Dauerhilfen, lediglich Anreiz für Invest. 

Gute Infrastruktur beeinflußt die Entscheidung der U in Sachen Standortwahl

Konjunkturpolitik alleine kann dem nicht gerecht werden



3. Stabilitätspolitik / konzertierte Aktion

In dem Stabilitätsgesetz (Gesetz zur Förderung der Stabilität und Wachstums der Wirtschaft von 1967) ist die Forderung enthalten, daß Bund und Ländern bei ihren wirtschaftlichen und finanzpolitischen Maßnahmen die Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu beachten haben. Unter Aufrechterhaltung der marktwirtschaftlichen  Ordnung fordert das Stabilitätsgesetz, auch Prozeßpolitik genannt, die gleichzeitige Verwirklichung von folgenden Zielen:

· Preisniveaustabilität

· Vollbeschäftigung

· Außenwirtschaftliches Gleichgewicht

· Stetiges und angemessenes Wirtschaftswachstum

Ergänzungen dazu: Angedacht war Umwelt und die Einkommensverteilung . Letzteres wurde wieder verworfen, da die Erfassung der Einkommen als zu schwierig galt.

Die wirtschaftliche Praxis zeigt, daß es oft sehr schwer, manchmal sogar unmöglich ist, alle Ziele gleichzeitig zu erreichen. Zielkonflikte entstehen, wie bspw. bei den Zielen Vollbeschäftigung und Preisniveaustabilität. Vollbeschäftigung ist meist mit Preissteigerungen verbunden - Nachfrageerhöhung findet in der Regel eine Erhöhung der Preise und umgekehrt statt. Verdeutlicht wird dieser Zielkonflikt durch die modifizierte Phillips-Kurve, die den Zusammenhang zwischen Arbeitslosenquote und Inflationsrate beschreibt. In wechselseitiger Harmonie hingegen stehen die Ziele Vollbeschäftigung und Wachstum (komplementäres Verhältnis). Aufgrund dieser Zielkonflikte wird diese Kombination auch magisches Viereck bezeichnet. 

Das magische Viereck ist lediglich richtungsweisend (operational) , muß je nach wirtschaftlicher Situation und politischer Zielsetzung interpretiert werden. Das Gleichgewicht nach Stabilitätsgesetz wurde noch nie erreicht.

2.1 Preisniveaustabilität 

Die durchschnittlichen Preise für Güter und Dienstleistungen bezeichnet man als Preisniveau. Die Kaufkraft sinkt, wenn das Preisniveau steigt und umgekehrt. Als Maßstab für die Veränderungen des Preisniveaus dienen Indizes, die durch die Angaben von 850 HH (als repräsentativ angesehene Einkommensgruppen : 2-Prs.HH von Rentnern/Sozialhilfeempfängern; 4– Prs.HH mittlerer Einkommen; 4-Prs.HH mit höherem Einkommen des Mannes)  von Waren und Dienstleistungen (750 Produkte - Warenkorb ) ermittelt. Die Höhe des Preisindexes im jeweiligen Berichtsjahr wird  zu einem bestimmten Basisjahr in Beziehung gesetzt, um so die Preisentwicklung vergleichen zu können. Von besonderer Bedeutung ist neben diversen Preisindizes, wie der Preisindex BIP, industrielle Erzeugnisse, der Preisindex der Lebenserhaltung (Statistisches Bundesamt/ Wiesbaden) Die Aussagekraft des Preisindex ist begrenzt, da nicht alle Einflüsse erfaßt werden können.
Unter der Preisniveaustabilität versteht man, daß der Durchschnitt der Preise aller Güter und Dienstleistungen im Wirtschaftsverlauf gleich bleiben. Durch die marktwirtschaftliche Struktur müssen die Güterpreise jedoch flexibel (Elastizität) bleiben. Somit ist eine absolute Preisniveaustabilität kaum erreichbar. 

Die Bestimmung der Preisniveaustabilität 
In der Wirtschaftspolitik gibt es keine ständig gültigen Zielfestlegungen. Die Preisniveausteigerung ist je nach wirtschaftlicher und politischer Lage unterschiedlich. Die damalige BRD hätte bspw. ihr gestecktes Ziel erreicht, wenn im Jahre 1967 1,5 Prozent; 1974 5,5 Prozent; 1986 2 Prozent betragen hätte. 

Geldwertstabilität
Befindet sich die Geldmenge und die Gütermenge im Gleichgewicht liegt Geldwertstabilität vor (Güter = Geld), d.h. gleichbleibendes Preisniveau.

Störung des Gleichgewichtes

Inflation (Überversorgung mit Geld)
Deflation (Unterversorgung mit Geld)

Geldmenge> Gütermenge (Geldaufblähung)
Gütermenge>Geldmenge (Geldschrumpfung)

Ursachen
Ursachen

Überhöhte Nachfrage nach Gütern
Rückgang der Nachfrage

Übermäßige Geldschöpfung der ZB zur Finanzierung von Schulden
Horten des Geldes

Überhöhte Kreditgewährung der GB an die privaten HH
Kreditscheu der U

Lohn-Preis-Spirale (zu hohe Lohnkosten/zu hohe Preise schaukeln sich gegenseitig hoch)
Kredite zu hoch/ Steuern zu hoch

Hohe Zahlungsbilanzüberschüsse
Auslandsnachfrage geht zurück

Kostensteigerung (Rohstoffpreise)


Folgen
Folgen

Preissteigerung (Geldentwertung)
Sinken der Preise (Geldwertsteigerung) 

Überhöhte Produktion wg hoher Nachfrage
Verminderung der Gewinne

Hohe Umlaufgeschwindigkeit
Einschränkung der Produktion

Vertrauen in die Stabilität des Geldes schwindet (Geldflucht in Immobilien)
Konkurs

Rückläufige Kapitalbildung (Sparguthaben werden aufgelöst)
Nachteil für Schuldner

Vorteil für Gläubiger 

Nachteil für Gläubiger

Vorteil für Schuldner


Schleichende Inflation:
fast unmerkliche Preissteigerungen (< 3%)

Galoppierende Inflation:
äußerst schnelle Preissteigerungen (8% - 50%)

Einzige Chance: Währungsreform ermöglicht das überflüssige Geld zu beseitigen und neues Geld der Gütermenge entsprechend einzusetzen.

Importierte Inflation:
Durch ständig zu hohe Exporte (Zahlungsbilanzüberschüsse) fließt zuviel ausländisches Geld ins Inland und vermehrt dadurch die Geldmengen.

Unumstritten ist eine Inflationsrate von 2 Prozent. Gegen 0 Prozent gehend stellt die Schwelle zur Deflation dar. Derzeit beträgt die Preissteigerungsrate 0,8 Prozent.
Preisniveau und Arbeitslosigkeit

Nachfrageinduzierte Inflation: 

Mit zunehmenden Auslastungsgrad des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials im Aufschwung ist eine zunehmende Beschäftigung und somit eine zunehmende Nachfrage verbunden. Dies bewirkt die Zunahme der Inflationsrate. Bei Vollbeschäftigung verstärkt sich die Inflation weiter.

Umgekehrt ist eine nachfrageinduzierte Unterbeschäftigung auf Nachfrageausfälle zurückzuführen.

Ließe sich die Nachfrage und das Angebot stabilisieren, d.h. würden keine laufende Veränderungen stattfinden,  träten in der Zukunft keine weiteren Preisniveausteigerungen auf und die Vollbeschäftigung bliebe erhalten.

Die Fiskalpolitk versucht durch antizyklische Maßnahmen eine Dämpfung von Konjunkturschwankungen zu bewirken.
Monetärinduzierte Inflation/Unterbeschäftigung

Durch unkontrollierte Ausweitung der Geldmenge, denn steigende Geldmenge bedeutet steigende Kaufkraft und somit steigende Nachfrage, zieht das Preisniveau hoch.  Die Beschäftigung nimmt zu, da der Bedarf an Gütern sich erhöht. Kann die Angebotsseite nicht mithalten bleiben Produktionspotentiale ungenutzt und es kommt  zu einem sogenannten Nachfragesog.
Bsp.: Nachkriegszeit (19922/23) Geldmenge wurde erweitert, um den Krieg  finanzieren zu können. Geld gedruckt, schlimmste Inflation – einzige Lösung Währungsreform. 
Eine unkontrollierte Geldmengenausweitung (Geldpolitik) ist heute nicht mehr möglich, da die ZB die Geldmengen steuert und der Staat über die ZB zwecks Haushaltsplan - Defizit keine Kredite aufnehmen kann. Der Staat muß über den Kapitalmarkt gehen. Kurzfristige Kredite erhält der Staat bei der ZB nur im Rahmen von Überbrückungskrediten (Kassenkredit)

Angebotsinduizierte Inflation (Kostendruckinflation)

Durch Lohn/Kostensteigerung erhöhen sich die Stückkosten und somit die Preise.  Durch eine Ausweitung der Geldmenge kann jedoch eine nachfrageorientierte Inflation entstehen.

Die Lohnpolitik könnte dazu beitragen, daß die Löhne nicht über das gesamtwirtschaftlich verträgliche Niveau hinaus steigt.

Gewinninduzierte Inflation/Unterbeschäftigung


Ergeben sich, wenn Unternehmen ihre Gewinne im voraus in einer bestimmten Höhe planen und aufgrund der Marktstellung diesen Preis verwirklichen können. (privat admin price) Dies führt, wie die Erhöhung der Stückkosten zu einer Verschiebung der Angebotskurve nach oben und somit zu der Steigerung der  Inflationsrate und der Unterbeschäftigung.


Wettbewerbspolitik bekämpft die gewinninduzierte Störungen.

2.3 Außenwirtschaftliches  Gleichgewicht

Die Verwirklichung dieses Ziels wird im Rahmen des Stabilitätsgesetzes als erreicht betrachtet, wenn die außenwirtschaftlichen Einflüsse die Erfüllung der anderen Ziele nicht gefährden. Zudem ist das außenwirtschaftliche Gleichgewicht näherungsweise erreicht, wenn die Zahlungsbilanz ausgeglichen ist(Export = Import). Ein bestimmter positiver Außenbeitrag (Differenz zwischen Export/Import) wird angestrebt, um die internationalen Verpflichtungen ( EU, NATO, Entwicklungshilfe, Wiedergutmachung, etc.) erfüllt zu können. Auch hier bedarf es der Auslegung, die je nach politischer und wirtschaftlicher Situation neu definiert werden müssen.

Internationalen Austausch

Vorteile 


Nachteil



KnowHow
Verlust nationaler Unabhängigkeit



Niedrigere Preise durch intern. Wettbewerb
Gefahr von internationalen wirtschaftlichen Krisen durch die gegenseitige Abhängigkeit

Einfuhr von nicht vorhandenen Gütern


Steigender Lebensstandard durch intern. Arbeitsteilung


Die Zahlungsbilanz ist die systematische Aufzeichnung aller wirtschaftlichen Transaktionen zwischen den Inländern und Ausländern während eines bestimmten Zeitraumes. Sie gibt Auskunft über die internationalen Verflechtungen einer VW und liefert den Wirtschaftspolitikern Zahlenwerte für die Konjunkturpolitik.

Die Zahlungsbilanz umfaßt:

Leistungsbilanz

Kapitalbilanz

Devisenbilanz

Die Leistungsbilanz umfaßt die Teilbilanzen Handelsbilanz, Dienstleistungsbilanz, Übertragungsbilanz. Der Saldo stellt den Außenbeitrag einer VW dar und spiegelt die Wirtschaftskraft der VW wieder.

· Die Handelsbilanz erfaßt den gesamten außenwirtschaftlichen Warenverkehr und stellt den  Warenexport dem Warenimport gegenüber.

· Die Dienstleistungsbilanz erfaßt den gesamten außenwirtschaftlichen Dienstleistungsverkehr und stellt Export/ Import gegenüber. ( Urlaub, internationale Transportleistungen, Zinsen/ Dividenden für Kapitaldienste)
· Die Übertragungsbilanz (Schenkungsbilanz) erfaßt alle außenwirtschaftlichen unentgeltlichen Übertragungen und stellt die empfangenden (fremden) Leistungen den geleisteten (eigenen )Leistungen gegenüber. ( Entwicklungshilfe, EU, NATO, Renten an Gastarbeiter)
Der Saldo aus Handels und Dienstleistungsbilanz (ohne Übertragungsbilanz) wird als Außenbeitrag bezeichnet. Ist der Saldo positiv ist der Export größer als der Import gewesen. Der Außenbeitrag geht in den Export minus Import ein und ist somit mitbestimmend für die Höhe des Volkseinkommens.

Die Kapitalbilanz erfaßt den gesamten außenwirtschaftlichen Kapitalverkehr und stellt den Import dem Export gegenüber.(Kauf ausländischer Unternehmen, Kreditvergabe ans Ausland, Kreditrückzahlung durch das Ausland, Kreditaufnahme vom Inland und Kreditrückzahlung durch das Inland)

Die Devisenbilanz erfaßt die Veränderungen der Währungsreserven bei der Zentralbank (Gold/ Devisen/an ZB im Ausland vergebenen Kredite) und stellt die Abgänge der Währungsreserven den Zugängen gegenüber. Der An- und Verkauf von ausländischen Zahlungsmitteln bezieht sich auf die Devisenbilanz, die private Wirtschaft geht über die Kapitalbilanz.

Die Zahlungsvorgänge der Leistungsbilanz und Kapitalbilanz werden als Gegenbuchung in der Devisenbilanz erfaßt.


Formal ist die Zahlungsbilanz immer ausgeglichen (doppelte Buchhaltung). Jeder Buchung auf der Aktivseite eine Teilbilanz steht einer Buchung auf der Passivseite einer anderen Teilbilanz gegenüber. Die Summe der Salden der Teilbilanzen muß gleich null ein (Zahlungsbilanzgleichgewicht = Außenwirtschaftliches Gleichgewicht).

Unterschieden werden nur die Teilbilanzen:

Aktive Zahlungsbilanz  (Zahlungsbilanzüberschuß), d.h. die Zahlungseingänge aus dem Ausland  übersteigen die Zahlungsausgänge und führen zu Devisenüberflüssen (Export>Import – inflatorische Gefahr) und einer geringeren Kreditaufnahme im Ausland. Mögliche Maßnahmen: Aufwertung der DM/ Senkung der Zölle

Passive Zahlungsbilanz (Zahlungsbilanzdefizit), d.h. die Zahlungsausgänge an das Ausland übersteigen die Zahlungseingänge aus dem Ausland und führen zu Devisenabflüssen (Import > Export – Verschuldung ggüber dem Ausland) und höheren Kreditaufnahme im Ausland. Mögliche Maßnahmen: Abwertung der DM, Schutzzölle, Importbeschränkung, Ausfuhrförderung, man greift auf die Währungreserven zurück.

Zahlungseingänge Inland
Zahlungsausgänge Ausland


Export

· Waren

· Dienstleistung

· Unentgeldliche Leistungen an Inland
Import

· Waren

· Dienstleistung

· Unentgeldliche Leistungen an Inland
· Handelsbilanz

· Dienstleisungsbilanz

· Übertragungsbilanz

Import

· Kapital
Export

· Kapital
· Kapitalbilanz

Abgänge 

· Devisen / Geld
Zugänge 

· Devisen / Geld
· Devisenbilanz

In den vergangen Jahren waren Handelsbilanz und auch die gesamte Leistungsbilanz positiv (bis auf 1979/81 und nach der Wende). Durch den  Überschuß der Handelsbilanz konnte den Defizit von Dienstleistungsbilanz  und Übertragungsbilanz ausgleichen werden. Darüber hinaus sind permanente Überschüsse der Handelsbilanz wenig sinnvoll, da der reale Verkauf inform von unverzinslichen Währungsreserven bei der ZB liegen und aus politischen Gründen nicht jederzeit in Güterimporte überführt werden können. (Man spricht auch von dem ‚Verschenken der Güter‘)

Ziel des außenwirtschaftlichen Gleichgewichts ist nicht die Maximierung der Leistungsbilanz sonder der Ausgleich der Leistungsbilanz.

Bsp.: Nach der Wende stiegt der Import (neue Bundesländer) und der Export ging zurück. Die Güter die zuvor exportiert wurden verblieben im Inland. Die Leistungsbilanz wurde negativ, die Zahlungsbilanz passiv. In der Regel greift man hier auf die Währungsreserven zurück, um die Verbindlichkeiten ggüber dem Ausland leisten zu können. Die positive Kapitalbilanz die durch den Zustrom an Kapital aus dem Ausland (Kauf von Bundesanleihen, da die Kapitalmarktzinsen()  entstanden ist reichte aus um das Defizit auszugleichen. Dafür mußte man die hohen KM Zinsen in Kauf nehmen. Generell kann festgehalten werden, daß das außenwirtschaftliche Gleichgewicht nie gefährdet war, da das Ausland die harte DM und die z.T. hohen Zinsen angelockt hat. Die Währungsreserven mußten nie angegriffen werden.

1998 Prognose: Die Leistungsbilanz ist positiv bis ausgeglichen. Zukünftig wohl ein Überschuß zu erwarten. 

EU: Globalisierung – betreibt Binnenpolitik mit dem Ausland durch den Wegfall der Zölle, durch die Öffnung für PF’s.
Wechselkurs

Jede Währung hat einen Außenwert, der durch den Wechselkurs (der Preis für ausländische Währung in DM) bestimmt wird.

Wechselkurse können das Ergebnis von Angebot und Nachfrage sein (freie und flexible Wechselkurse)

Oder staatlich festgelegt sein (feste Wechselkurse).

Ziel: Der Außenhandel muß so beeinflußt werden, daß ein außenwirtschaftliches Gleichgewicht entsteht durch währungspolitische Maßnahmen (Auf und Abwertung der DM) und handelspolitische Maßnahmen.

Feste Wechselkurse bieten Sicherheit im Außenhandel

· Die Zentralnotenbank muß:

· Bei Überschreiten eines vorher festgelegten Kurses (oberer Interventionskurs  =  Nachfrage > Angebot) wird die fremde Währung auf den Devisenmärkten verkauft. Der Wechselkurs sinkt.

· Bei Unterschreiten eines vorher festgelegten Tiefpunktes (unterer Interventionskurs  =  Nachfrage < Angebot) die fremde Währung kaufen. Der Wechselkurs steigt.

· Reichen diese Maßnahmen nicht aus kann es zu einer Auf oder Abwertung der Währung kommen.

Flexible Wechselkurse

Unbehinderter Preisbildungsprozeß durch Angebot und Nachfrage nach Devisen auf den Devisenmärkten (Tausch der DM in Dollar). Sorgen für einen Ausgleich von Export und Import und bewirken damit ein Zahlungsbilanzgleichgewicht. Bei relativ hohen Ausschlägen entsteht Unsicherheit im Außenhandel. Auch hier nimmt die Notenbank Einfluß, indem sie Devisen an oder verkauft um den Wechselkurs stabil zu halten.

Aufwertung der DM

Ist eine Erhöhung des Außenwertes. Der Wechselkurs sinkt. Man erhält für die DM mehr Dollar.

Vorher 2,- DM = 1$ / nachher 1,80 DM = 1$


Grund: hoher Export, importierte Inflation

Folgen: Verminderter Export, da die einheimische Ware im Ausland teurer wird


Verstärkter Import, da die ausländische Ware billiger wird.

Abwertung der DM

Ist eine Senkung des Außenwertes. Der Wechselkurs steigt. Man erhält für DM weniger Dollar.

Vorher 2,- DM = 1$ / nachher 2,10 DM = 1$

Grund: Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit

Folgen: Verstärkter Export, da die einheimische Ware im Ausland teurer wird


Verminderter Import, da die ausländische Ware billiger wird.

II  Geldpolitik 

Geldpolitik ist Geldmengensteuerung.
Funktion des Geldes

· Tausch und Zahlungsmittel

· Recheneinheit

· Wertaufbewahrungsmittel (Immobilie)

· Geldarten/Geldmenge
· Bargeld und Sichteinlagen (Giro)


= M1

· M  + Termingelder (< 4 Jahre)



= M2

· M2 + Spareinlagen (mit 3monatiger Kündgfrist))
= M3

Die ZB betreibt die Geldmengensteuerung  anhand des Geldmengenziels M3 durch einen Ober- und Unterwert (Geldmengenkorridor) M3 liegt 1998 zwischen 5%  - reales BIP 2,7% + die Inflationsrate. Der Korridor liegt zwischen 3% - 6%. Die Geldversorgung ist derzeit nicht zu knapp, eher expansiv.

Das Geld der GB geht nicht in die Geldmenge ein – nur das der Unternehmung, privaten und öffentlichen Haushalte. 

Neben der Fiskalpolitik ist die Geldpolitik die zweite Säule der Konjunkturpolitik. In den meisten Ländern liegt die Geldpolitik in den Händen der Regierung. In Deutschland garantiert das Bundesbankgesetz der Deutschen Bundesbank die absolute Autonomie. Allerdings besteht  die Verpflichtung unter Wahrung ihrer Aufgaben die Wirtschaftspolitik des Staates zu  unterstützen d.h. Zusammenarbeit und Kompromißbereitschaft. 

Die geldwirtschaftlichen Größen einer VW sind: Geldmenge/ Zentralbankgeld/ Liquidität/ Kredit/ Zins

Die Zentralbank kann über die Steuerung diese Größen Einfluß auf die wirtschaftspolitischen Ziele nehmen.

1. Oberstes Ziel der Zentralbank ist die Geldwertstabilität (Preisniveaustabilität) , d.h. die Vermeidung von Inflation /Deflation.

2. Die Aufgaben der ZB

· Versorgung der Wirtschaft mit Bargeld, d.h. Banknoten und Münzen müssen von der Bundesbank in ausreichendem Maße zur Verfügung gestellt werden, damit das wirtschaften sichergestellt ist 

· Kreditversorgung der Wirtschaft 

· Abwicklung des Zahlungsverkehrs im Inland und Ausland ( Aufrechterhaltung eines bargeldlosen Zahlungssystems)

· Unterstützung der Wirtschaftspolitik des Staates (Magisches Viereck)
3. Die Strategie der ZB
· Festlegung des Geldmengenziels/Umlaufgeschwindigkeit
· Festlegung der max. Inflationsrate (Angestrebte Rate bis zu 2%)
Die entscheidende Voraussetzung  zur Erhaltung der Preisniveaustabilität ist eine dem Wachstum des Produktionspotentials angepaßte Zunahme der Geldmenge (Güter = Geld). Umstritten ist dabei die Frage, welcher Preisindex zur Operationalisierung heranzuziehen ist. In der wirtschaftlichen Praxis findet der Preisindex der Lebenserhaltung die größte Beachtung.

4. Die Maßnahmen der ZB

verfolgen das gleiche Ziel:

· Einengung des Liquiditäts- und Kreditspielraumes bei Konjunkturüberhitzung

· Ausweitung der Geldmenge und damit des Liquiditäts- und Kreditspielraumes bei Konjunkturrückgängen

Folgende geldpolitischen Instrumente stehen der Zentralbank zur Verfügung:

3.1
Mindestreservenpolitik

Die GB müssen einen Teil Ihrer Einlagen (Kundenguthaben) zinslos bei der ZB als Guthaben halten. Die Höhe wird durch den Mindestreservesatz bestimmt (Bsp.: Kunde zahlt 100 DM  bei GB ein, bei 10% Mindestreservesatz muß GB 10 DM bei ZB einzahlen). Mit diesem Instrument  kann die ZB die Geld- und Kreditschöpfungsmöglichkeiten der GB beeinflussen. Die MRS sind je Einlage gesetzlich vorgeschrieben. ( Sichteinlagen 30%, befr. Einlagen 20%, Spareinlagen 10%)

Senkung der MRS bewirkt (Überschußreserven):

· Erhöhung der umlaufenden Geldmenge (Liquidität)

· Verbilligte Kredite

· Private Haushalte

· + Wachsende Konsumkredite und Konsumgüternachfrage

· - Erwartung geringer Einkommenssteigerung, unsichere Zukunftsperspektiven, geringe Konsumneigung

· Unternehmer

· + Wachsende Kreditaufnahme, Wachsende Investitionsbereitschaft (Konjunkturbelebung), dadurch bedingt Erhöhung der Beschäftigung,

· - Umfangreiche freie Kapazitäten, pessimistische Gewinnerwartung, Zunahme der Kapitalausfuhr

Erhöhung der MRS bewirkt:

· Wirkungskette umgekehrt
Euroland:
Einlagen der GB werden wohl verzinst. Zinssatz wird der Pensionssatz für kurzfristige Repo’s sein.

3.2 
Refinanzierungspolitik

(Kreditbeziehung zwischen ZB und GB)

Die Refinanzierung ist die Gewährung von Krediten seitens der ZB an die GB. Die Refinanzierungspolitik ist die Gesamtheit aller Maßnahmen, mit denen die ZB ihre Kreditvergabe an die GB steuert.

· ReDiskontpolitik

Hierbei verkaufen die GB für einen bestimmten Zeitraum Wechsel an die ZB und erhalten dafür ZB Geld.  Ist ein indirektes Instrument der ZB zur Beeinflussung der Kreditbedingungen der GB. Durch die Diskontpolitik versucht die ZB Einfluß auf den Preis (Zins) der Kredite auszuüben.

Der Diskontsatz ist der Preis, den die ZB den GB beim Kauf von Wechseln, d.h. bei der Rediskontierung der Wechsel (Handelswechsel/ Bonität muß gewährleistet sein/  3 monatige Laufzeit) berechnet. Die Preiserhöhung des ZB Geldes wird von den GB an die Kunden weitergegeben. 

Die Wirkung einer Änderung des Satzes ist ähnlich wie bei dem Mindestreservesatz.

Ergänzung zu den schon oben aufgeführten Wirkungen (+ wie -):

· die kostengünstigere Kreditfinanzierung für die Unternehmer und zinsgünstiger Konsumkredite für die privaten Haushalte bei Senkung des DKS und umgekehrt bei der Erhöhung. (Diskont ( Geld billig / Diskont(  Geld teuer)

Euroland:
Diskont wird es nicht mehr geben

· Rediskontkontingentpolitik

Eine  Sonderform des Diskonts ist die Rediskontkontingentpolitik. Die ZB legt fest in welchem den Umfang Wechselmaterial zum Rediskont vorgelegt werden darf. Der Umfang kann die ZB ändern  und somit der Umfang der Kreditvergabe der GB.

Eine Erhöhung der Rediskontkontingente geht meist mit einer Diskontsatzsenkung einher, da sie die angestrebte Ausweitung des Geld- und Kreditvolumens begünstigt  und umgekehrt.

· Lombardsatz

Bei der Lombardierung geht es um die Beleihung von WP, welche die ZB von den GB als Pfand annimmt. Die GB erhält dafür ZB Geld. Der Lombardsatz ist der Zinssatz der ZB für die von ihr gewährten Kredite gegen Pfand. In der Regel liegt der Lombardsatz 1% -3% über dem Diskontsatz.. Die ZB gewährt diese Form von Kredit nur dann, wenn die GB einen vorübergehenden Geldmangel zu verzeichnen hat. Diese Kredite müssen innerhalb von 30 Tagen bei einer Laufzeit von  höchstens 3 Monate mindesten einmal zurückgezahlt werden. Die Wirkung ist ähnlich wie bei der Diskontpolitik.

Euroland:
Lombard wird es nicht mehr geben

Bekanntlich schreibt man dem Diskontsatz, aber auch dem Lombardsatz eine Leitzinsfunktion zu. Interpretiert wird die Erhöhung der Leitzinsen als Indiz einer Restrinktionspolitik und umgekehrt, d.h. die Leitzinsen übernehmen eine Signalfuntion. Die Erfahrung zeigt jedoch immer wieder, daß die Leitzinsen dem Markt angepaßt werden und nicht umgekehrt. In dem Rahmen spricht man auch von einer konstatierender Politik.

3.3 
Offenmarktpolitik

Ein weiteres Instrument mit der die ZB Liquiditäts- und Zinspolitik betreiben kann ist die Offenmarktpolitik.

Diese Politik besteht im An- und Verkauf von festverzinslichen Wertpapieren durch die ZB auf den Geld (kurzfristige Kredite) und Kapitalmärkten (langfristige Kredite). 

Verkauf von Wertpapieren durch die ZB

Wirkung auf Unternehmen
Private Haushalte

Einschränkung der Kreditfinanzierung
Einschränkung der Kreditfinanzierung

Geringes Investitionsvolumen
Vermindert die Geldmenge

Geringere Beschäftigung
Verteuert die Kredite

Vermindert die Geldmenge


Verteuert die Kredite


Folge
Folge

Preisdruck für Investitionsgüter
Preisdruck für Konsumgüter

Wirkungshemmnisse
Wirkungshemmnisse

Zunehmender Kapitaleinfuhr
Konsumkredite der Unternehmen

Die Wirkung ist begrenzt, da die ZB die GB nicht zum Verkauf/Kauf zwingen kann.

Eine neuere Variante der Offenmarktpolitik stellen die Wertpapierpensionsgeschäfte dar. Sie heißen auch ‚ Offenmarktgeschäfte mit Rückkaufsvereinbarung‘. Ihre Bedeutung hat in den vergangenen Jahren zugenommen (seit 1985).  Durch die Zunahme der WP- Pensionsgeschäfte  wird auch von dem Instrument der Dauerrefinanzierung gesprochen  - auslaufende Pensionsgeschäfte werden durch Neuabschlüsse ersetzt.  Rund die Hälfte des ZB Geldes besteht aus WP die sich in ‚Pension‘ befinden. Im Rahmen der Pensionsgeschäfte kauft die ZB für einen vornherein festgelegten Zeitraum einschl. Zinsen von den GB an. Während dieser Zeit verfügen die GB über ZB Geld. Nach Ablauf des festgelegten Zeitraums müssen die GB die WP wieder zurückkaufen. Dieses Instrument wird auch als zinspolitische Feinsteuerung bezeichnet.
Mit den Pensionsgeschäften verfügt die ZB über ein äußerst flexibles Instrument zur Steuerung der Zufuhr des ZB Geldes ins GB System und damit zur Steuerung des Geldmarktes. Die ZB legt hierbei genau fest, welcher Betrag an ZB Geld zu welchem Zinssatz und mit welcher Laufzeit den GB zur Verfügung gestellt wird. Die Laufzeiten sind unterschiedlich –zwischen wenigen Tagen und ca. 2 Monaten, wobei schwerpunktmäßig eine Laufzeit von 14 Tagen und einem Monat liegt. Mittel- und langfristige WP Pensionsgeschäfte dienen der Sockelversorgung.

Die zahlreichen Varianten der Offenmarktpolitik erlauben eine sehr effiziente Steuerung des Geldmarktes. Dabei entwickelt sich der WP Pensionssatz zum dominierenden Leitzins am Geldmarkt. Deshalb nennt man den Pensionssatz auch als dritten Leitzins.  Der Lombardsatz markiert die Obergrenze (derzeit 4,5%) , auch folgender Rang der Pensionssatz (derzeit 3,3%) und die Untergrenze stellt der Diskontsatz (derzeit 2,5%) dar.

Beispiel:

1992/93 kam es zu einem unerwünschten Zufluß an EG Devisen.(Ankauf von Währung gegen DM) Die ZB vergab an auslaufende Pensionsgeschäfte keine Neugeschäfte, damit schöpfte sie umfangreich e ZB Geldmengen aus dem GB Sektor ab.

Euroland:

· Die WPPensionsgeschäfte werden zukünftig Repo’s genannt. Zukünftig werden die zentralen Refinanzierungsinstrumente die kurzfristigen und langfristigen Repo’s sein.

Kurzfristige Repo’s: 2 Wochen (über diese kurzfristigen Repo’s vollzieht sich in Zukunft der Großteil der Geldversorgung)

Langfristige Repo’s: Der Zinssatz wird zukünftig höher liegen. 

· Ab Jan 99 Laufzeiten 40/70/100 Tage für den ersten Euro Repro

· Wie der sogenannte Zinskanal (Diskont- Pension - Lombard) aussehen wird ist noch unklar. 

· Wie wird die Konvergenzkriterien von Maastrich  erfüllt ?

Beobachter prognostizieren eine Zinssenkung. D und F werden wohl eine leichte Zinssteigerung des Leitzins erfahren. Ab Jan 99 muß und wird es einen einheitlichen Zins für den Geldmarkt geben.

· Europäische Zentralbank ab 1999.
Die  europäischen Zentralbank besteht aus den nationalen ZB’s . Die ZB verlieren die Autonomie über die Geldversorgung der VW. Die Haushaltspolitik verbleibt jedoch bei den einzelnen Staaten. 

· Bei ZB Geldüberschußreserven  besteht die Möglichkeit diese bei der EuroZB absaugen zu lassen. Das Geldmengenziel orientiert sich nach wie vor an M3.

· Umstritten nach wie vor, wie es nun mit dem Euro gehandhabt wird. Geht man auf Geldmenge oder Inflationsrate oder eine Kombination aus Beiden ?

Der erfolgreiche Einsatz der geldpolitischen Maßnahmen der ZB stehen folgende Überlegungen gegenüber:

· Die Einschätzung der wirtschaftlichen Entwicklung ist äußerst schwierig

· Die Wirkung/Auswirkung sind nicht genau vorhersehbar

· Oft erfolgen die Maßnahmen zu spät – Entscheidung ‚wann und im welchem Umfang ?‘ ist schwierig

· Die Maßnahmen können durch das Ausland zunichte gemacht werden ( zu hohes Zinsgefälle zum Ausland - Geldzufluß aus dem Ausland bei Zinsen ())

III. Fiskalpolitik
Der Träger der Fiskalpolitik ist der Staat (Bund, Länder, Kommunen). Die Fiskalpolitik, auch als Haushaltspolitik bezeichnet, orientiert sich an den Zielen des Stabilitätsgesetztes. Die Fiskalpolitik umfaßt alle Maßnahmen, die der Staat ergreifen kann, um mit Hilfe von Veränderungen der Staatseinnahmen (indirekt) und Staatsausgaben (direkt) bestimmte wirtschaftliche Ziele zu erreichen. 

Ähnlich wie die Geldpolitik kann die Fiskalpolitik antizyklisch eingesetzt werden oder lediglich die Aufgabe erhalten, dafür zu Sorgen, daß Staat einen konstanten Anteil am gesamtwirtschaftlichen Produktionspotential nutzt.

Die wichtigsten Maßnahmen:

Investitionsbereitschaft( Besteuerung/ Bezuschussung)
Außenhandel (Zölle, Wechselkurse)

Steuerpolitik (Einkommen und Körperschaftssteuer)
Subventionen

Staatliche Nachfrage (Investition/Personal)
Sparprämien (Sparanreiz)

Transferleistungen (Sozialpolitik)
Kreditaufnahme (Deficit Spending)

Beeinflußt durch die Theorie von Keynes (Weltwirtschaftskrise) fordert die antizyklische Fiskalpolitik , daß in der Hochkonjunktur die Staatsausgaben vermindert und sie in der Rezession erhöht werden. Die fehlende private Nachfrage soll durch die staatliche Nachfrage ausgeglichen werden, etc. (siehe unten)

Maßnahmen in der Hochkonjunktur: 

Steuererhöhung / Verringerung der Staatsausgaben/ Konsum- und Investitionsbesteuerung/ Sparanreize/ Exportdrosselung/ Konjunkturausgleichsrücklagen (Überschuß aus dem Haushaltsplan)

In der Rezession wird die gegenteiligen Maßnahmen eingesetzt.

Oder auch :

Ansatzpunkte
Inflation
Unterbeschäftigung
Multiplikator

Staatsausgaben für Waren und Dienstlstg
(
(
Ausgaben x M=Y(

Steuern 
(
(
Steuern x M = Y (

Transferzahlungen
(
(
Transfer x M = Y (

Steuern : durch progressive Einkommenssteuer automatische Stabilisierung

Transfer: durch Arbeitslosengeld automatische Stabilisierung
Staatsausgaben für Waren und Dienstlstg

=Ausgleich der konjunkturellen Schwankungen

Im Boom beim Nachfrageüberhang hat der Staat seine Ausgaben zu verkürzen

Im Anschwung oder Krise beim Angebotsüberhang hat der Staat seine Ausgaben zu erhöhen, um Preisniveaustabilität und Vollbeschäftigung zu erzielen. Finanzierung der Ausgaben über Kredite (Bundesbank)oder der Konjunkturausgleichsrücklage. Im Boom wird diese Rücklage durch Ausgabenrückgang und höhere Steuereinnahmen wieder gespeist.
Durch Staatsausgaben steigt das Volkseinkommen , die Einkommensteigerung veranlaßt die HH zu höherem Konsum, daß wiederum das Volkseinkommen zunehmen läßt.(Multiplikatoreffekt). Da durch diese Volkseinkommen und Konsumerhöhung wird verstärkt durch die daraufhin einsetzende Investitionsfreudigkeit der U (Akzeleratoreffekt – durch Invest hervorgerufen). Die Wirkung ist umstritten – die meisten Beobachter sehen jedoch in diesen Effekten eine gute Chance mit geringfügigen Maßnahmen die Nachfrage zu dämpfen oder zu erhöhen.

Steuern

=dienen zur Einflußnahme auf den privaten Konsum und Investitionen. Steuererhöhung dämpft die nachfrage und Steuersenkung erhöht diese.

Durch die automatische Stabilisierung des progressiven Steuertarifes steigt die Steuerbelastung mit zunehmenden Einkommen. 

Nehmen die Einkommen im Boom zu , erhöhen sich die steuerlichen Belastungen und wirkt nachfragemindernd.

In der Rezession gehen die zur Verfügung stehenden  Einkommen nicht so stark zurück, die Steuersätze bleiben niedrig, so daß die nachfrageerhöhend wirkt. 

Dieser Stabilitätseffekt wird zusätzlich durch Abschläge in der Rezession und Zuschläge im Boom  unterstützt.

Auch hier findet der Multiplikatoreffekt  und der Akzeleratoreffekt statt, aber greifen nicht direkt ins Geschehen ein wie sie Staatsausgaben.  Die Wirkung der Steuererhöhung wird jedoch teilweise durch sinkende Ersparnisse kompensiert, so daß sich die gesamtwirtschaftliche Nachfrage zu Anfang nicht sehr verringert und umgekehrt in der Rezession – nahezu nachfrageunwirksam

Transferzahlungen

=nachfrageerhöhend in der Krise (Unterbeschäftigung) und verringernd in der BoomPhase (Vollbeschäftigung)

Die automatische Stabilisierung im Rahmen des Arbeitslosengeldes und  zusätzliche Sozialleistungen sowie Investitionsprämien (Subventionen) im Abschwung/Rezession ändern wie bei den Steuern teilweise nur die Ersparnisse und sind nahezu nachfrageunwirksam.

Die Staatsausgaben für Waren und Dienstlstg ist somit am ehesten geeignet für die antizyklische Einflußnahme auf die gesamtwirtschaftliche Nachfrage. 

· Grenzen der Fiskalpolitik
· Ein Großteil der Staatsausgaben sind langfristig angelegt und kann nicht verändert werden


(Löhne, Gehälter, innere und äußere Sicherheit,...)

· Das Steuersystem ist nur in einem begrenztem Umfang veränderbar

· Die Maßnahmen wirken mit einer zeitlichen Verzögerung

· Wirkung der Maßnahmen sind von dem Verhalten der Marktteilnehmer abhängig (Sparen/Konsum /Investition)

· Fiskalpolitik eines Landes ist von der Wirtschaftspolitik anderer Länder abhängig

· Brauchbar, aber die Fiskalpolitk kann die Last bei der Bekämpfung von Inflation/Unterbeschäftigung nicht alleine tragen

Konjunkturpolitik in USA und Deutschland

USA
Deutschland

Keine Antizyklische Konjunkturpolitik Geldmengenexpansion wg Preisstabilität und Vollbeschäftigung

Fiskalpolitik durch Senkung der Staats- und Steuerquote sowie der Steuersätze (Angebotspolitik)
1999 - 2002

Entlastung der HH

2 Steuersätze: 15% und 28 % (von bisher 15 Steuersätzen)
Entlastung der HH

Erhöhung des Kindergeldes

Eingangssteursatz ( - 19,9% (25,9%)

Grundfreibetrag ( 

Spitzensatz ( (48,5% (53%)
Belastung der HH:

Sparerfreibetrag (
Verlängerung der Spekulationsfrist

Mineralöl, Gas, Heizöl, Strom (

Entlastung der U:

Körperschaftssteuer: 34 % (bisher 46%)

3 Steuertarife für KG: 15% bis 50000$, 25% bis 75000$, 34% über 75000$


Entlastung der U:

Körperschaftssteuer: 40% (45%)

Steuertarif: 43% (47%)

Lohnnebenkosten: 40% 

Einheitl. Unternehmensteuersatz von 35%

Belastung der U:

Abschreibungsregelungen wurden eingeschränkt

Keine Steuerkredite für Investitionen
Belastung der U:

Steuervergünstigungen ( (Abschreibung, Wertberichtigungen, Wertaufholungsgebot, Rückstellungen können stille Reserven gebildet werden etc.) Fazit: Gewinnermittlung - objektiver

Sondertatbestände (


Fazit U: die U sollten keine unternehmerischen Entscheidungen aufgrund der Steuererleichterung treffen, sondern aufgrund der ökonomischer Daten  


Fazit HH:

Größere Steuergerechtigkeit: Niedriger Einkommen begünstigt; höhere Einkommen , die steuerlich ebenfalls ihre Schlupflöcher fanden werden schlechter gestellt.


USA Ergebnis:

Inflation (
BIP (
Arbeitslosenquote langsam (
Staatsverschuldung (
Seit 7 Jahren stetiges Wachstum
Erwartung:

Kaufkraft der HH (
Arbeitslosenquote ( , da Lohnnebenkosten (





Wichtig: Ursachenadäquate Bekämpfung der Konjunkturschwankungen. Geht die Nachfrage der HH zurück kann diese der Staat nicht auf Dauer übernehmen. Die Ursachen des Rückgangs sind zu ergründen.

Willeke Erzählungen

· Die Investitionsquote der Fiskalpolitik konnte in den letzten Jahren lediglich gehalten, aber nicht erhöht werden.

· Staat darf den Kapitalmarkt nicht überfordern (siehe auch Konvergenz Euroland)

· Mitte der 90iger Rezession (nach Wende)

Keine Möglichkeit der Staatsnachfrage (Kredite(), Forderung nach privaten Investitionen, Geld aus dem Ausland (Kredit (), Ausweitung der Exporte, Binnennachfrage wurde angeregt, Konsumnachfrage

IV  Konjunktur

Die wirtschaftliche Entwicklung der Industrieländer wird mehr oder minder von wirtschaftlichen Schwankungen begleitet. Die Wirtschaft befindet sich im Gleichgewicht, wenn das Angebot der Güter und Dienstleistungen gleich der Nachfrage nach diesen ist. Ein derartiges Gleichgewicht ist in der Regel nicht gegeben, weil im Wirtschaftsablauf ein ständiges Abwechseln von Unterauslastung und Überauslastung der Produktionskapazitäten stattfindet.

Die volkswirtschaftlichen Güter- und Geldströme verlaufen somit nicht harmonisch, sondern sind ständigen Veränderungen unterworfen; diese Veränderungen werden als Wirtschaftsschwankungen bezeichnet.

Hauptgründe sind:

· Veränderung der Nachfrage oder des Angebots bspw. durch technischer Fortschritt (Innovationen)

· Maßnahmen des Staates (Fiskalpolitik)

· Veränderungen des Außenhandels (Motorenbranche ()

· SaisonaleSchwankungen (Skier/Eis)

· Strukturelle Schwankungen (Kohlekrise, Landwirtschaft)

Das ständige Auf und Ab der wirtschaftlichen Aktivitäten verläuft in Wellenbewegungen (sich wiederholende Wirtschaftsschwankungen), die um den Trend (wirtschaftliche Entwicklung) verlaufen Dies wird als Konjunktur (Wirtschaftslage) bezeichnet.

Den Konjunkturzyklus umfaßt die Abfolge von:

· Aufschwung

· Hochkonjunktur (Boom)

· Abschwung (Rezession)

· Tiefstand (Depression)

Die Phasen der Konjunkturzyklen können von unterschiedlicher Dauer sein. Der Konjunkturpolitik der vergangenen Jahre ist es gelungen nicht nur die Dauer der Zyklen (in der Regel 4-5 Jahre) zu verringern, sondern auch die extremen Ausschläge nach oben und unten abzuschwächen. Durch antizyklische Globalsteuerung zum stetigen Wirtschaftswachstum. Aufgrund der Eingriffe des Staates und der Bundesbank kommt es in jüngster Zeit eher zu Rezessionen und nicht mehr zu Depressionen.

Aufschwung

· BIP (
· Optimistische Erwartung der Nachfrager/Anbieter

· dadurch wachsende Investitionsbereitschaft der U

· langsam zunehmende Produktion

· Rückgang der Arbeitslosenquote

· Steigerung der Nachfrage (Konsum/Invest)

· Löhne, Preise, Zinsen steigen verzögert und langsam

 da noch ungenutzte Kapazitäten vorhanden sind, noch nicht alle Arbeitskräfte einen Arbeitsplatz gefunden haben, das Verhältnis Gütermenge und Geldmenge nach einer Depression sich einpendelt, d.h. das Preisniveau relativ bleibt konstant, 

Hochkonjunktur (Boom)

· Volle Kapazitätsauslastung

· Hohe Nachfrage nach PF und Rohstoffen (, Verknappung der PF)

· Steigende Löhne wegen der hohen Nachfrage nach PF Arbeit (Lohn-Preis-Spirale)

· Hohe Nachfrage der Konsumenten

· Hohes Zinsniveau / Kreditangebot sinkt - finanzielle Engpässe 

· Die Gewinn der U sinken, da Löhne(, Zins (, etc.

· Güterpreiserhöhung, da Nachfrage (
· Inflationsrate (
· Reduzierung der Investition (Zinsen(, Kredit()

· Stimmung in der Wirtschaft( (Skeptisch)
Abschwung (Rezession)

· Boom schwächt ab

· Pessimistische Einschätzung der Wirtschaftslage

· Nachfrage (Konsum/Invest) (
· Geplante Investitionen werden wieder zurückgestellt

· Rationalisierung (technischer Fortschritt, um kostengünstiger und effektiver zu werden)

· Arbeitslosenquote (
· Preise, Löhne, Zinsen (
Tiefstand (Depression)

· Anhaltender Nachfragerückgang 

· Zinsen, Preise, Löhne niedrig

· Investitionsunlust, da die Kapazitäten nicht ausgelastet sind

· Hohe Arbeitslosenquote 

· Pessimistische Stimmung
Um die konjunkturelle Situation beurteilen zu können bedarf es geeigneter Indikatoren.

Die Indikatoren sind die Veränderungsraten der:

· Frühe/Vorlaufindikatoren geben Auskunft/Prognosen  über die weitere Entwicklung (Ablauf) in naher Zukunft geben:

· Statistiken der Deutschen Bundesbank/ Statistisches Bundesamt oder Handelsblatt (Index) über Auftragseingänge/ Auftragsbestände/ Produktion/ Baugewerbe (Genehmigungen)/ Preise/ Inflation

· Demoskopische Statistiken (IFO-Studien) spiegeln die Meinungen über die wirtschaftlich Entwicklung (Konjunkturbarometer)

· Büromöbelbranche gilt als Frühindikator

· Hauptindikator

· Entwicklung des Auslastungsgrad der vorhandenen Produktionskapazitäten (derzeit durch die hohe Investitionsgüternachfrage mit  87% - gut!!!, Normalwert etwas unter 80%)

· Spät/Nachlaufende - Indikatoren, die Auskunft über den zurückliegenden Verlauf gibt:

· Arbeitsmarktsituation

· Lohnentwicklung

· Preis der Markenartikel (Konsum/Invest)

· Nachfrageüberhang anhand der Lieferfristen (annormal)

Die Frühindikatoren spielen für den Einsatz wirtschaftspolitischer Maßnahmen die wichtigste Rolle. Vor allem die Auftragseingänge der verarbeitenden Industrie, der Baugenehmigung im Hochbau und die bei U und HH erfragten Wirtschaftserwartungen.

Die Spätindikatoren, wie Arbeitslosenquote und Preisindizes, werden zur Beurteilung der Wirkungen von konjunkturpolitischen Maßnahmen herangezogen.

Generell zeigt sich jedoch, daß sich Konjunkturindikatoren häufig gegenläufig entwickeln.(In den USA zeigten die Indikatoren einen wirtschaftlichen Aufschwung für die Weltwirtschaftskrise an.)

Insgesamt ist die Treffsicherheit der Prognosen anhand der Indikatoren wohl nicht sehr hoch. Die Individualität der Konjunkturzyklen  durch

· das nur beschwerlich einzuschätzende Verhalten der Investoren  und Konsumenten,

· strukturellen Veränderungen, Weltmarktpreise,

· Innovatioen und technischer Fortschritt

erschwert die Treffsicherheit. Auch auf Erfahrungswerte aus vergangenen Zyklen kann man sich nur wenig stützen wegen der Individualität. Zudem kommt es bei den konjunkturpolitischen Maßnahmen oftmals zu zeitlichen Verzögerungen (time lag). Der Zeitpunkt, die Dauer und die Dosierung des Mitteleinsatzes ist schwer zu betimmen, so daß Maßnahmen statt antizyklisch prozyklisch wirken können. 

Seite 233, 198, 241 und 200 im Luzius kopieren!!! – Ziele : Magisches Viereck / Maßnahmen Geldpolitik etc.

Durch den Multiplikatoreffekt ( Kreditvolumen (, Zins (, Investition ( Beschäftigung(, Löhne (, etc.) Von einem Akzeleratorseffekt spricht man, wenn dieser Prozeß durch Investition hervorgerufen wird. M und A effekt können auch in Kombination auftreten. Diese beiden gelten als der Grund für Konjunkturschwankungen und bietet der Konjunkturpolitik eine Chance, diese Schwankungen bereits durch geringfügige Änderungen in der Nachfrage zu dämpfen. Lt Willeke nicht so überzeugend diese Theoreme.

Aktuelle Situation

Derzeit befinden wir uns im Aufschwung.

Auslastung der Produktionsanlagen : 87%

Nachfrage nach Investitionsgütern (


Fahrzeugbau (NFZ) und Maschinenbau, nebst Elektronik (als Komponenten)



Maschinenbau (MAN/Linde) ( - sehr konjunkturesensible aber exportorientierte Branche

Befürchtungen: Export Asien/Rußland gering, aber diese betreiben Handel mit den USA, deswegen wird sich die Krise langfristig auf D auswirken.

der ostasiatische Raum wird für D immer interessanter

Nachfrage nach Konsumgütern (
Wie kann man unseren Aufschwung erklären?

Die Wiedervereinigung hat die staatlichen Investitionen verringert; brachte Bund, Länder und Komunen an die Grenze.Seit Ende der achziger nur geringe staatliche Nachfrage.

Export hat das BIP wie eine Lokomotive angeregt, Handelsbilanz positiv. Die Nachfrage an Investitionsgütern erhöhte sich, mehr Beschäftigung, mehr Güter..... Aufschwung  - auch Multiplikator-Theorem, oder auch Exportmultiplikator(Investitionsmultiplikator) genannt.

Was ist eine weiche Landung?

Der Aufschwung verliert an Schubkraft und mündet nicht in eine Überhitzung der Konjunktur. Die USA verzeichnet schon seit ca. 7 Jahren schwache Wachstumsraten  im Wirtschaftsaufschwung ohne Boom, d.h. auch geringe Inflationsrate

Konjunktur und Wachstum

Konjunkturpolitik
Auslastung des vorhandenen Produktionspotential bei Preisstabilität

Aufgabe der Konjunkturpolitik ist es, die zyklischen Schwankungen des tatsächlich  erzielten Volkseinkommen so weit wie möglich zu dämpfen und an das mögliche Volkseinkommen anzupassen

Y tatsächlich / Y real  = Auslastungsgrad der gesamtwirtschaftlichen Produktionskapazität

· Diese Methode gibt an, inwieweit das tatsächliche Volkseinkommen das mögliche ausschöpft und  erfaßt das tatsächliche Ausmaß der Volksbeschäftigung.
Konjunkturpolitische Maßnahmen die auf Investition ausgerichtet sind wirken auf das Wachstum und umgekehrt.

Wachstum


gesamtwirtschaftliche Erhöhung des Produktionspotentials

Stetiges Wachstum

Verhinderung der Ausschläge nach oben und unten

Angemessenes Wachstum
dies immer im Zusammenhang den anderen Zielen der Stabilitätspolitik ,insbesondere mit der Beschäftigungsentwicklung, zu sehen

Wachstum 

· Preisniveau geht ( aufgrund der Kapazitätsausweitung und der dementsprechend höheren Gütermenge bei gegebener Nachfrage

· Vollbeschäftigung geht ( aufgrund der Tatsache, daß die erreichte Kapazitätsgrenze erreicht war und nun eine Erweiterung erfährt.

· Volkseinkommen (, aufgrund der höheren Gütermenge

Produzierte Menge  (Güter/Dienstleistung) x Preis = tatsächliches Volkseinkommen

Y real x P = Y tatsächlich (nominal) 

· Ist der Auslastungsgrad des Produktionspotentials erschöpft, erhöht sich das  Y nur noch durch Preissteigerung – inflationäre Tendenz (Aufschwung)

· In der Phase des Abschwungs geht die produzierte Gütermenge zurück (Y real () - Unterbeschäftigungstendenz
Wirtschaftswachstum bedeutet, daß das reale BIP gestiegen ist. ( nominelle BIP – Inflationsrate = reale (bereinigt) BIP)

· Derzeit 2,5% Wachstumsrate

· Verglichen mit dem Basisjahr 1991 (wird demnächst wohl angepaßt an 1996, da sich die Produktionsstruktur geändert hat)

Indikator zur Zielfestlegung des Zielerreichungsgrades:

Produktionswert (Güter / Dienstleistungen)
Von der Verwenderseite her ist das BIP (MP)

- Vorleistung


BWertschöpfung
+ Privater Verbrauch

+ Umsatzsteuer
+ Staalicher verbrauch

+ Importabgaben
+ Investitionen (Brutto-)



BIP zu Marktpreisen
+ Export

- Abschreibubg
- Import

NIP zu Marktpreisen
BIP (MP)

- indirkte Steuern
+Inländer

+ Subventionen
-Ausländer

NIP zu Faktorpreisen
BSP (MP)

- Einkommen der Ausländer


+ Einkommen der Inländer


NSP zu Faktorpreisen= Volkseinkommen



Wachstumsrelation – daran mißt man den Wohlstand einer VW

= Volkseinkommen / Bevölkerung = ( Einkommen pro Kopf

Arbeitsproduktivität

= BIP / geleistete Arbeitsstunden =( Arbeitsproduktivität

Potentialwachstum

= PF + Stand der Technologie

Ypot = f (PF+T) 
bei gegebener hoher Auslastung der PF (Arbeit/Boden/Kapital)

· Erfaßt das mögliche Wachstum nicht das realisierte.

· Abhängig von der Verfügbarkeit der PF, Vom technischen Stand und dem Beschäftigungsgrad der PF
· Ist für die Geldpolitik von Interesse
-     auch bei unveränderten PF führt die Technologie zum Wachstum
Markt /Wettbewerb

Wenn Angebot und Nachfrage zusammentreffen spricht man von einem Markt.

Polypol
Oligopol
Monopol

Viele Nachfrager , viele Anbieter
Viele Nachfrager, wenig Anbieter (Angebotsoligopol)
Viele Nachfrager, ein Anbieter

(Angebotmonopol)

Kleine Marktanteile
Wenig Nachfrager, viele Anbieter (Nachfrageoligopol)
Ein Nachfrager, viele Anbieter

(Nachfragemonopol)

Preisgestaltung

Die Polypolisten versuchen über die absatzpolitischen Instrumentarien persönliche und sachliche Präferenzen zu schaffen
Preisgestaltung

· Orientierung an dem Marktführer – stillschweigende Übereinkunft 

Ziel der Preispolitik durch Marktführer:

· Marktverdrängung durch ruinösen Wettbewerb - selten

· Sicherung der Marktmacht

· Anstelle des Preiswettbewerbs tritt der Qualitätswettbewerb

· Gemeinsames Vorgehen aller Oligopolisten – Kartell 

· Kampf wird vermieden, Preis konstant 

· Preis( - Absatz (
· Preis( - Absatz geringfügig höher
Preisgestaltung

· Ohne Konkurrent , somit unabhängig in derPreisgestaltung

· Wählt den Preis, der den höchsten Gewinn erbringt

Unangemessener Preis

· Konkurrenten drängen auf den Markt

· Nachfrager weichen auf ähnliche Güter aus (Substitut)


Ein vollständiger Wettbewerb liegt vor, wenn sich auf einem vollkommenen Markt viele Anbieter und Nachfrager gegenüberstehen (Polypol, vollkommene Konkurrenz)


Teiloligopol: L‘oreal, Wella + einige kleine Anbieter

Nachfrageoligopol: Zulieferer der Automobilbranche, Einzelhandel (Metro) ???
Teilmonopol : noch Telekom



Vollkommener Markt
Unvollkommener Markt
· 
· Homogenität der Güter

· Markttransparenz

· Keine Präferenzen ( persönliche, räumliche, .. )

· Sofortige Reaktion auf Marktveränderungen
· Heterogene Güter

· Keine Markttransparenz

· Präferenzen

Sachliche (Qualität)

Räumliche (Ort)

Zeitliche (Lieferzeit, Wartezeit)

Persönliche ( Bekanntschaft)

· Marktzugänglichkeit ( Eindringen in den Markt)

Blockaden durch Zölle, Vertriebsnetz (Telekom Leitungen), Patentrechte, Lizenz, technisches Know How, ...

Börse, Rohstoffe, WP, Benzin (einheitlicher Preis)
Die meisten Märkte sind unvollkommen

Nachfrage 
Angebot

Preis der Güter
Preis der Güter

Preis ähnlicher Güter
Preis ähnlicher Güter

Einkommen
Kosten



Bedarf (Alter, Prestige,.. )
Gewinnerwartung

Zukunftserwartunng
Stand der Technik

Gleichgewichtspreis

Annahme:

· Nachfragefunktion = die Nachfrage ist um so höher je niedriger der Preis

· Angebotsfunktion = das Angebot ist um so größer je höher der Preis

Grafik

Der Gleichgewichtspreis liegt da wo sich die Nachfrage und das Angebot im Gleichgewicht (Schnittpunkt) befinden. (Angebot = Nachfrage) Ändert sich die Nachfrage oder das Angebot verschieben sich die Kurven nach rechts bzw. nach links. Es ergibt sich ein neuer Gleichgewichtspreis.

Wettbewerb

Hat eine dynamische Funktion ( Schwungrad der Wirtschaft) durch die wechselseitige Rivalität (Konkurrenten mit gleichen oder ähnlichen Gütern) der Marktteilnehmer. Aus dieser Wechselbeziehung ergeben sich Marketing Aktivitäten (Preispolitik, Diversifikation, Produktpolitik, etc. ) 

Man unterscheidet eine Anzahl von Funktionen:

1. Statische Funktion Lenkungsfunktion (Allokation)
Die PF wechseln aus Wirtschaftsbereichen mit geringer Gewinnerwartung in Wirtschaftsbereiche mit hoher Gewinnerwartung. Sie gelangen so stets in die Bereiche der VW, in denen sie gebraucht werden. 

Durch optimale Faktorkombination sollte Kostenminimierung und Ertragsoptimierung (kein höhere Ertrag möglich mit PF)  erzielt werden.. Reallokation bezeichnet men die Verschiebung der PF in andere Bereiche bspw. durch technischer Fortschritt.  Die Subvention der Kohle und der Landwirtschaft verstößt gegen diese Gesetz. 

2. Dynamische Funktion
elastische Anpassung der PF an eintretende oder zu erwartende Nachfrageveränderungen

Innovationspolitik (Forschung und Entwicklung) führen zu Prozeßverbesserungen (Kosten () und Produktverbesserungen (Verbesserung der Produkte)
3. Ausschaltfunktion (Selektion)

Die Anbieter die aufgrund überhöhten Kosten einen hohen Preis verlangen werden aus dem Markt verdrängt.

4. Signalfunktion des Preises
Knappheit der Güter wird angezeigt- viele Güter, niedriger Preis – wenig Güter hoher Preis

Wettbewerbsbeschränkungen 

Unternehmenszusammenschlüsse um den unbequemen Wirkungen des freien Wettbewerbs durch Kooperation oder Konzentration aus dem Weg zu gehen.

Ziele
Vorteile 
Nachteile
· 
· Erringen wirtschaftlicher Macht

· Vergrößerung des Kapitals

· Verbesserung der Produktivität (Normung, Patente,..)

· Risikoverteilung

· Steuerliche Vorteile
· Nutzung des technischen Fortschritts (große Produktion sinkende Stückkosten, mehr Forschungsarbeit)

· Verbesserung der Finanzierung

· KnowHow / Synergien
· Aussschaltung des Wettbewerbs

· Willkürliche Festlegung der Preise

· Mißbrauch der wirtschaftlichen Macht

Konzentrationsformen

· Horizontal (gleiche Branchen)

· Vertikal (nachgelagerte Wirtschaftsstufen)

· Diagonal (unterschoedliche Branchen)



Kartelle sind horizontale Zusammenschlüsse rechtlich selbständiger Unternehmen, deren wirtschaftliche Selbständigkeit in einem gewissen Umfang aufgegeben wird. Ziel eines solchen Zusammenschlusses ist die Marktbeherrschung oder zumindest die Beschränkung des Wettbewerbs. Rechtsform BGB Gesellschaft.

Arten
Hauptvereinbarungen
· 
· Preiskartell
· Absatzpreis oder Mindestpreis
· 
· Konditionenkartell
· AGB, Liefer,- Zahlung, - und Kreditbedingungen
· 
· Rabattkartell
· Rabattgewährung
· 
· Export/Import
· Export/Importmaßnahmen
· 
· ‚Frühstückskartell
· Absprachen von Martteilnehmern einer Region. 

Schwer nachweisbar, aber ein Fall hat es gegeben. Durch eine Aktennotiz ist die Absprache bzgl. des Absatzmarktes  von Zementherstellern aufgeflogen. Auch die Minaralöl trifft Absprchen durch das fast homogene Gut und durch wenige Anbieter  Transparenz auf dem Markt (Ausschaltfunktion sonst)
· 
· Krisenkartell
· In Krisenzeiten sollen Absprachen  den Fortbestand  sichern

Nach dem Kartellgestz sind Kartell grundsätzlich verboten. Ausnahmen sind :

1. Anmeldepflichtige Kartelle (beim Bundeskartellamt in Berlin anzumelden)

· Konditionenkartell, rabattkartell, Normen und Typenkartelle

2. Genehmigungspflichtige Kartelle ( aus Antrag beim BKA in Berlin)

· Krisenkartelle, rationalisierungskartelle, Im-Exportkartelle

3. Erlaubnis des Wirtschaftsministers

Nach Auffassung der Gesetzgeber beeinträchtigen diese Kartellarten nicht unbedingt den Wettbewerb. Sie unterliegen der Aufsicht des BKA in Berlin und sind ins Kartellregister einzutragen. OLG in Berlin entscheidet bei Rechtsfällen.  

Syndikat

Das Syndikat ist die straffste Form des Kartells, in dem der Absatz aller Mitglieder durch eine gemeinsame Vertriebseinrichtung zentralisiert wird. (Kohle., Stahl)

Trust/Fusionen

Der Trust ist ein Zusammenschluß von U, der die wirtschaftliche als auch rechtliche Selbständigkeit aufhebt und durch Fusion zu der Bildung einerneuen U führt. Vorteile: Übersichtlicher, straffere Unternehmensführung, einfachere Verwaltung, etc.

Staatliche Wettbewerbspolitik

Sicherung des Wettbewerbs in der sozialen Marktwirtschaft

· Verbraucherschutz

· Anbieterschutz (Subvantionen)

Kartellgesetz 

enthält Vorschriften über:
Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb 

Verhindern gegen die guten Sitten zu verstoßen
Rabattgesetz
EU - Kommission
· 
· Verbotene, anmeldepflichtige, genehmigungspflichtige Kartelle

· Fusionskontrolle, d.h. das BKA kann Fusionen verbieten oder auflösen sofern eine Marktbeherrschende Stellung entsteht Es sei denn eine Verbesserung der Wettbewerbssituation kann nachgewiesen werden.

· Mißbrauchsaufsicht über unverbindliche Preisempfehlung, d.h. das BKA kann diese Empfehlungen,  die einen Mißbrauch zu Lasten des Verbrauchers beinhalten, verbieten. (Beweislast – schwierig)
Vorschriften Über:

· Ausverkauf ( bei Aufgabe)

· Räumungsverkauf (Grund: bspw. Umbau)

· Saisonverkauf (Sommer/Winer)

Verbot:

· Unerlaubte und strafbare Werbung ( Falsche Angaben über die Ware)

· Verrat von Geschäftsgeheimnissen

· Bestechung von Angestellten
· Barzahlungsnachlaß (höchstens 3%)

· Mengenrabatt (handelsübliche)

· Sonderrabatt ( Wiederverkauf/Personalrabatt)
Ein Zusammenschluß von U  auf EG Ebene kann untersagt werden, sofern dies eine wettbewerbsbeschränkende  Wirkung hat. Zusammenschlüsse innerhalb der EG sind genehmigungspflichtig. 

Bisher hat weder Deutschland noch die EU Zusammenschlüsse verhinder.

